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Achte Verordnung 

zur Änderung der Allgemeinen Zollordnung 
Vom 11. Februar 1966 


Auf Grund des § 24 Abs. 1 und 2 und des § 79 
Abs, 1 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. T S. 737), zuletzt geändert durch das Sechste 
Gesetz zur Änderung des Zöligesotzes vom 13. Sep- 
tomber 1965 (Bundesgesetzb 1. I S. 1313), wird ver¬ 
ordnet: 

§ 1 

Die Al] gerne ine Zoll Ordnung vorn 29. November 
1961 (BundcsgesetzbL I S. 1937), zuletzt geändert 
durch die Siebente Verordnung zur Änderung der 
Allgemeinen Zollordnung vom 14. Januar 1966 (ßun- 
desgesetzbl. I S. 69), wird wie folgt geändert: 

1. In § 35 Abs. 8 wird folgender Satz 3 an ge fügt. 

„Satz 2 gilt sinngemäß, wenn die Waren nach 
ihrer Erprobung oder Untersuchung unter zoll¬ 
amtlicher Überwachung in Waren anderer Be- 
schaffenheit umgewandeit werden." 

2. In § 37 Abs. 3 

a) werden in Satz 1 die Worte „bei der Zoll¬ 
abfertigung" ersetzt durch „mit der Zollan¬ 
meldung", 

b) erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Ist die Bescheinigung aus Gründen, die von 
der Sammlung , der Rundfunk- oder der Fernseh¬ 


anstalt nicht zu vertreten sind, nicht mit der 
Zollanmeldung vorgelegt worden, so genügt 
es für die Zollfreiheit, daß die Bescheinigung 
innerhalb der Frist nachgereicht wird, in der 
ein Rechtsbehelf gegen den Zollbescheid ein¬ 
gelegt werden kann." 

3. In § 47 Abs. 3 wird der letzte Satz gestrichen. 

4. In § 148 Abs. 2 werden ersetzt 

a) in Nummer 6 (Schaumwein) die pauschalier¬ 
ten Abgabensätze von 1,20 DM durch 1,80 DM 
und von 3,— DM durch 3,50 DM, 

b) in Nummer 8 (Branntwein usw.) die pauscha¬ 
lierten Abgabensätze von 5,— DM durch 6,— 
DM und von 9,— DM durch 10,—- DM. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zoll¬ 
gesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am vierzehnten Tage nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 11. Februar 1966 


Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 






138 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1966, Teil I 


Verordnung 

über die Ausstellung der Apostille nach Artikel 3 des Haager Übereinkommens 

vom 5. Oktober 1961 

zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der Legalisation 

Vom 23. Februar 1966 


Aul Grund des Artikels 2 des Gesetzes zu dem 
Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 zur 
Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von 
der Legalisation vom 21. Juni 1965 (Bundesgesetz¬ 
blatt. II S. 875) verordnet die Bundesregierung: 

§ 1 

Die Apostille nach Artikel 3 Abs. 1 des Haager 
Übereinkommens vom 5. Oktober 1961 zur Befreiung 
ausländischer öffentlicher Urkunden von der Lega¬ 
lisation stellen aus 

1. das Bundesverwaltungsamt für alfe von einem 
Gericht oder einer Behörde des Bundes auf¬ 
genommenen öffentlichen Urkunden, soweit nicht 
der Präsident des Deutschen Patentamts zuständig 
ist, 

2. der Präsident des Deutschen Patentamts für die 
vom Bundespatenlgerichl oder vom Deutschen 
Patentamt, aufgenommenen öffentlichen Urkun¬ 
den. 

§ 2 

(!) Das Bundesverwaltungsamt erhebt Kosten 
nach dem Gebührengesetz für das Auswärtige Amt 
und die Auslandsbehörden nebst Tarif vom 8. März 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 137) in der jeweils gelten¬ 
den Fassung. Die Gebühren bestimmen sich für die 
Ausstellung der Apostille nach der Tarifnummer 5g 


(Beglaubigung einer in Deutschland ausgestellten 
öffentlichen Urkunde) und für die Prüfung gemäß 
Artikel 7 Abs. 2 des Übereinkommens nach der 
Tarifnummer 4 (Auskünfte). 

(2) Beim Deutschen Patentamt werden Kosten 
nach der Verordnung über Verwaltungskosten beim 
Deutschen Patentamt vom 9. Mai 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 589) in der jeweils geltenden Fassung 
erhoben. Die Gebühren bestimmen sich für die Aus¬ 
stellung der Apostille nach der Nummer 1 Buch¬ 
stabe d (sonstige Beglaubigungen) des Gebühren- 
verzeichnisses und für die Prüfung gemäß Artikel 7 
Abs. 2 des Übereinkommens nach der Nummer 5 
Buchstabe c (sonstige Auskünfte aus amtlichen 
Unterlagen) des Gebührenverzeichnisses. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 3 des Ge¬ 
setzes zu dem Haager Übereinkommen vom 5. Ok¬ 
tober 1961 zur Befreiung ausländischer öffentlicher 
Urkunden von der Legalisation auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am. Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 23. Februar 1966 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 
Lücke 

Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Ja ege r 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgeset’/bl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hin gewiesen: 
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